
Beschlussvorschlag: 
 

1. Zur Unterstützung des „Präventionsrates gegen Rassismus, Gewalt und Kriminalität –  
für Toleranz und Integration“ wird in der Stadtverwaltung eine 0,5 VZE-Personalstelle ab 
01.01.2018 für die Organisation und Koordinierung der Präventionsarbeit in der Stadt 
eingerichtet. Die Stelle ist umgehend im Stellenplan für das Jahr 2018 zu berücksichtigen 
und mit Haushaltsmitteln zu untersetzen.  
 

2. Der Stadtrat empfiehlt dem Oberbürgermeister, einen Antrag zur Aufnahme in den 
Landespräventionsrat zu stellen. 

 
 


